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Deutschland, Messerland
Die Zahl blutiger Angriffe schnellt nach oben. Was tun eigentlich die Politiker,  
deren erste Aufgabe es ist, die Sicherheit der Bürger zu gewährleisten? 

Philipp Gut

Wäre es nicht so tödlich tragisch, 
müsste man schon fast von einer 
deutschen Komödie sprechen. Jedes 

Mal, wenn wieder ein Asylbewerber oder ein 
Flüchtling zusticht, überbieten sich die Politi-
ker von der CDU bis zu den Sozialdemokraten 
darin, wortreich Härte zu markieren und wirk-
same Massnahmen zu versprechen. Nur bleibt 
es bei der Rhetorik. Aschaffenburg, wo ein be-
reits zuvor auffälliger Afghane, der längst hätte 
ausgeschafft sein müssen, eine Gruppe von Kin-
dern angegriffen und dabei einen zweijährigen 
Jungen und einen Mann getötet hat, ist da nur 
das jüngste Beispiel. Das Muster wiederholt 
sich. 

Scholz’ Running Gag

Vor Aschaffenburg war Solingen, war Mann-
heim, war Würzburg, war Berlin. Die Täter: 
Afghanen, Syrer, Somalier, Tunesier. Nein, es 
waren keine Schweden, keine Norweger, keine 
Dänen und auch keine Deutschen. 

Im Genre des Verurteilens und Versprechens 
ganz vorne dabei ist CDU-Kanzlerkandidat 
Friedrich Merz. Er verspricht schon mal ein «fak-
tisches Einreiseverbot» für illegale Migranten, 
wobei er unerwähnt lässt, dass die letzte CDU-
Kanzlerin, Angela Merkel, die illegalen Mig-

ranten millionenfach willkommen geheissen 
hatte. Sie rollte den Gewalttätern den roten Tep-
pich aus, herzte und umarmte sie. Nachdem die 
CDU jahrelang nichts getan hat und die AfD, die 
etwas tun will, behandelt, als wäre sie ein aus-
sätziger Paria der Politik, berief Merz am Don-
nerstag eilig eine Sonderpressekonferenz ein. 
Es ist Wahlkampf. Er akzeptiere die «völlig ent-
hemmte Brutalität» in Deutschland nicht, pol-
terte er. Das Mass sei «endgültig voll». 

SPD-Bundeskanzler Olaf Scholz wollte 
da nicht zurückstehen und schrieb auf 
X, unterlegt mit einem Bild, das den Ein-
druck einer entschlossenen Regierungs-
riege erwecken sollte: «Nach der furcht-
baren Tat in Aschaffenburg habe ich 
mich heute Abend direkt nach meiner 
Rückkehr aus Paris mit den Chefs der 
Sicherheitsbehörden und Bundesinnen-
ministerin Faeser getroffen. Wir werden 
diesen Fall schnell aufklären und die nö-
tigen Konsequenzen ziehen. Jetzt.»

Berlins notorische Untätigkeit

Bloss: Dieses «jetzt» ist längst ein Run-
ning Gag – da wären wir wieder bei der 
komischen Dimension dieses mörde-
rischen Geschehens –, den der Kanzler 
folgen- und wirkungslos immer wieder 
platziert. Im Gedächtnis haften blieb 
ein Spiegel-Cover vom Oktober 2023 
mit der Zitatzeile: «Wir müssen end-
lich im grossen Stil abschieben». Hätte 
diese Abschiebung tatsächlich statt-
gefunden, würde der zweijährige Junge 

von Aschaffenburg und würden die vielen an-
deren Opfer der Messermorde ausländischer 
Täter auf deutschem Boden noch leben. 

Die notorische Untätigkeit der Bundes-
regierung eiskalt eskamotierend, sagt Scholz 
nun auch nach Aschaffenburg wieder: «Aus 
den gewonnenen Erkenntnissen müssen so-
fort Konsequenzen folgen – es reicht nicht zu 
reden.» Davon redet der Kanzler nun schon seit 
Jahren. Stets ergebnislos. 

Christian Lindner (FDP) sprach derweil von 
einem «veritablen Staatsversagen in Deutsch-
land», offenbar vergessend, dass er der Regie-
rung dieses Versagerstaats bis vor wenigen 
Wochen noch selbst angehört hatte. Bundes-
innenministerin Nancy Faeser flüchtete sich in 
Betroffenheitsfloskeln («zutiefst erschüttert», 
«tiefes Mitgefühl»), während sie lieber Jagd auf 
AfD-Polizisten macht statt auf Messerstecher 
und Mörder. Deutschland, ach, Deutschland.

Dabei liegen die Fakten auf dem Tisch. Die 
unkontrollierte, politisch gewollte Massenein-

Die dunklen Seiten der Massenzuwanderung.
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«Aus den gewonnenen Erkenntnissen 
müssen sofort Konsequenzen folgen – 
es reicht nicht zu reden.»
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wanderung gewaltkrimineller Pseudoflücht-
linge vornehmlich aus dem Nahen und Mitt-
leren Osten sowie aus Afrika hat Deutschland 
zu einem Staat innerer Unsicherheit gemacht. 

Einen Eindruck davon vermittelt die Inter-
netseite Messerinzidenz.de, ein «Tracker für 
Delikte mit Messern». Dabei werden syste-
matisch Polizeipressemitteilungen aus ganz 
Deutschland gesammelt, die sich auf Vorfälle 
beziehen, «bei denen Messer oder andere Stich-
waffen involviert sind». So könne in Echtzeit 
ein transparentes Bild über das Ausmass und 
die Verteilung dieser Delikte im gesamten 
Bundesgebiet geboten werden. Wer zum Bei-
spiel am Donnerstag, 23. Januar, um 18 Uhr 
auf die Seite ging, konnte feststellen, dass an 
diesem Tag bis zu diesem Zeitpunkt mindes-
tens vierzehn Messerdelikte von der Polizei ge-
meldet worden waren. 

Am Vortag, am 22. Januar, dem Tag der Tat 
von Aschaffenburg, waren es zehn Delikte ge-
wesen, eines davon endete mit zwei Toten und 
mehreren Verletzten. Am 21. Januar wurden 

mindestens sechzehn Messerdelikte registriert. 
Am 20. Januar waren es wiederum vierzehn. Die 
Dunkelziffer gilt als erheblich. 

Noch gravierender ist die Lage nach der offi-
ziellen Darstellung der Polizeilichen Kriminal-
statistik. Im Jahr 2023 gab es demnach 8951 
Messerangriffe mit gefährlicher und schwerer 
Körperverletzung. Hinzu kamen 4893 Raub-
delikte, bei denen Messer zum Einsatz kamen. 
Das macht ein Total von 13 844 Delikten. Das 
sind pro Tag im Schnitt knapp 38. 

Doch auch diese eindrücklichen Zahlen ent-
sprechen noch immer nicht dem wahren Bild. 
Wir erinnern uns: Als AfD-Chefin Alice Weidel 
in einem ZDF-Sommerinterview im letzten 
Jahr von 15 000 Messerdelikten in Deutschland 
sprach, griff dasselbe ZDF Weidel in der Folge 
frontal an («Wie Weidel bei der Kriminalität 

übertreibt»), musste dann aber kleinlaut ein-
räumen, sich verrechnet zu haben. Schon damals 
stellten wir fest, dass Weidel in Tat und Wahrheit 
untertrieben habe, denn die entsprechenden 
Zahlen des Bundeskriminalamts (BKA) sind un-
vollständig, wie das BKA selbst mitteilt. 

In einzelnen Bundesländern liegen genauere 
Angaben vor – und diese lassen vermuten, dass 
die Messergewalt noch viel verbreiteter ist als 
von den Zentralbehörden ausgewiesen. Das Por-
tal Nius befragte dazu die Länder – mit dem Be-
fund, «dass die wahre Zahl der Messerangriffe 
beinahe doppelt so hoch ist». Sie habe im Jahr 
2023 bei 26 100 Fällen gelegen statt bei 13 800. 

Weidel erhöht den Druck 

Diese Zahlen und Fakten sind bekannt. Doch 
nach der rituellen Verschärfungsrhetorik nach 
jedem neuen Messermord bleibt alles beim 
Alten. Auch jetzt wieder kann man festhalten: 
Wenn es der Bundesregierung ernst wäre mit 
ihrem «Handeln – jetzt!», könnte sie es mor-
gen schon tun. 

Ähnliches gilt für Kanzleraspirant Merz. 
Seine Knallhart-Masche à la Donald Trump 
(«für meinen ersten Tag als Kanzler») könnte 
er ernsthaft nur gemeinsam mit der AfD um-
setzen, der einzigen Partei, die in der Asyl- und 
Migrationsfrage noch glaubwürdig ist. Doch 
Merz hält stur an seiner «Brandmauer» fest, 
statt eine Mauer gegen Ausländerkriminali-
tät zu errichten und damit das Leben der eige-
nen Bevölkerung zu schützen. Weidel hat Merz 
am Donnerstag in einem offenen Brief eine Zu-
sammenarbeit angeboten. «Die kommende 
Sitzungswoche im Deutschen Bundestag bie-
tet dafür eine Gelegenheit, die nicht ungenutzt 
verstreichen darf.» Schon bisher hätten Mehr-
heiten dafür bestanden. Damit liegt der Ball 
bei der CDU/CSU. 

Bislang lösten sich – wir haben es gesehen – 
allerdings noch alle grossen Worte in Luft auf. 
Als Merz es einmal wagte, den «Sozialtouris-
mus» von Ukrainern anzusprechen, wurde 
er sofort wieder eingefangen und in die AfD-
Schandecke gestellt – worauf er sich prompt 
entschuldigte. 

Dieses Spiel, diese deutsche Tragikomödie 
hat bisher immer funktioniert, wohl auch 
deshalb – diese Bemerkung sei aus neutraler 
Schweizer Sicht erlaubt –, weil die Bürger in 
Deutschland, anders als in der Eidgenossen-
schaft, kein sachpolitisches Korrektiv durch 
Volksabstimmungen haben. So reden die Poli-
tiker. Und sie reden und reden. 

Vielleicht ist das Spiel aber doch irgend-
wann ausgespielt. Dafür sorgen könnten die 
anhaltenden Wahlerfolge der AfD, aber auch 
der internationale Siegeszug rechter Parteien, 
die vor allem darum Erfolg bei den Wählern 
haben, weil sie die dunklen Seiten der Massen-
zuwanderung als zentrales Problem erkannt 
haben.

2023 gab es 8951 Messerangriffe mit 
schwerer Körperverletzung. Hinzu 
kamen 4893 Raubdelikte mit Messern.
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Bundeskanzler  
gegen rechts

Seien wir ehrlich: Was Olaf Scholz sagt, hat 
keine allzu grosse Bedeutung mehr. Seine 
Zeit als Kanzler neigt sich ihrem Ende 
zu. Insofern könnte man seinen Auftritt 
auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos 
getrost unter der Rubrik «Abschieds-
tournee» verbuchen. Wären da nicht zwei 
bemerkenswerte Sätze, die Scholz im 
Rahmen einer Diskussionsveranstaltung 
äusserte.

Befragt nach Elon Musk und dessen 
Unterstützung für die AfD, antwortete der 
Nochkanzler: «Wir haben in Deutschland 
die Meinungsfreiheit. Jeder darf seine Mei-
nung sagen, selbst wenn er Milliardär ist.» 
Und fuhr fort: «Aber was wir nicht akzep-
tieren, wenn jemand extrem rechte Posi-

tionen unter-
stützt.» Dass 
Genosse Olaf in 
seiner Jugend 
zum marxisti-
schen Stamo-
kap-Flügel der 
Jusos gehörte, 
ist bekannt. So 
was hinterlässt 
Spuren im Den-
ken. Etwa, wenn 
man Selbstver-
ständlichkeiten 
betont, wie etwa 

die, dass Meinungsfreiheit auch für Mil-
liardäre gilt. Tief blicken lässt eine solche 
Aussage aber dennoch.

Noch spannender ist der zweite Teil seines 
Statements: Dass die Unterstützung extrem 
rechter Positionen nicht akzeptiert werde. 
Das bedeutet im Klartext: Meinungsfreiheit 
gilt nur eingeschränkt. Extrem rechte An-
sichten sind davon ausgenommen. Extrem 
linke Meinungen vermutlich nicht.

Was für Scholz als extrem rechts zu gelten 
hat, bleibt im Nebulösen. Elon Musk etwa, 
auf den sich der Nochkanzler bezog, vertritt 
sicher Meinungen, die von einem deutschen 
Linken als irgendwie rechts verortet wer-
den. Rechtsextrem oder auch nur extrem 
rechts ist Musk aber mit Sicherheit nicht.

Doch auf solche Feinheiten kommt es 
dem Nochkanzler nicht an. Ihm geht es um 
die Delegitimierung jeder politischen Posi-
tion rechts von der Mitte. Dass diese Stra-
tegie – auch dank Elon Musk – nicht mehr 
verfängt, wird Scholz vermutlich erst am 
Wahlabend begreifen. 

Alexander Grau

«Meinungsfreiheit,  
ja, aber»: Scholz.


